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Motion Fraktion GB/JA! (Ursina Anderegg, GB): Soziale Wohnpolitik stärken: 
Beratungsstelle im Bereich Wohnen als wirksame Investition in der Armuts-
bekämpfung 

 

 

Im Dezember 2017 hat die BSS den Bericht «Bezahlbarer Wohnraum für Armutsbetroffene» veröf-

fentlicht. Darin schlägt die BSS verschiedenen Massnahmen vor, um mehr Wohnraum für armuts-

betroffene Menschen in der Stadt Bern zu schaffen bzw. bestehenden Wohnraum zugänglich zu 

machen und zu erhalten. 

Günstiger Wohnraum in der Stadt ist knapp. Der BSS-Bericht hält fest, dass Armutsbetroffene und 

Armutsgefährdete als erste und am stärksten von den Folgen betroffen sind. Als wirtschaftlich und 

sozial schwächste BewerberInnen auf dem Wohnungsmarkt sind sie auf verschiedene Weise be-

nachteiligt, u.a. fehlt oft das Wissen sowie Beziehungen und Netzwerke bei der Wohnungssuche. 

Dies mindert die Chance auf bezahlbaren Wohnraum in der Stadt für viele stark. 

Nicht monetäre Unterstützungsangebote können systematische Benachteiligungen von Armutsbe-

troffenen und -gefährdeten auf dem Wohnungsmarkt vermindern. In zahlreichen Städten bestehen 

darum spezifische Beratungs- und Begleitungsangebote im Bereich Wohnen, welche von der öffent-

lichen Hand finanziert werden. In der Stadt Bern gibt es zwar verschiedene Drittorganisationen, die 

auch Unterstützung bei der Wohnungssuche anbieten (z.B. «Internet Café Power-Point», Schreib-

dienste, Kirchen) die sind aber nicht für alle Armutsbetroffenen und -gefährdeten zugänglich (da 

zielgruppenspezifisch) und können aus Ressourcengründen im Verhältnis zur Nachfrage nicht aus-

reichend angeboten werden. In der Stadt Bern fehlt ein spezifisch auf das Wohnen ausgerichtetes 

Angebot. 

Wie andere im Bericht der BSS vorgeschlagene Massnahmen wurde auch das Beratungsangebot 

Wohnen in die Wohnstrategie des Gesamtgemeinderates aufgenommen (s. «Wohnstrategie mit 

Massnahmen», S. 21). Wir begrüssen die Wohnstrategie des Gemeinderates im Allgemeinen und 

die Aufnahme der im Bericht der BSS vorgeschlagenen Massnahmen im Besonderen. Aus unserer 

Sicht ist es wichtig, dass der Fokus auf die soziale Wohnpolitik ein grosses Gewicht erhält. Die in 

der Wohnstrategie aufgeführte Massnahme 5.6 «Beratungsangebot Wohnen» ist jedoch zu wenig 

griffig formuliert («Konzepterarbeitung innerhalb Globalbudget»). Durch den Bericht der BSS ist der 

Bedarf für die konkrete Umsetzung bereits nachgewiesen und es wird bereits eine konkrete Emp-

fehlung abgegeben. Die Umsetzung sollte nun so rasch wie möglich erfolgen. 

Aus diesem Grund fordern wir den Gemeinderat auf, auf der Basis der bereits im Bericht der BSS 

gewonnenen Erkenntnisse eine «Fachstelle Wohnen» einzurichten. Diese ist für die Vermittlung 

günstiger Wohnungen zuständig und bietet Beratungs- und Begleitungsangebote für benachteiligte 

Armutsbetroffene und -gefährdete an (Wohnungssuche, Wohnungsübernahme und -abgabe, miet-

rechtliche Fragen, Wohnprobleme, Intervention bei drohendem Wohnungsverlust, Förderung Wohn-

kompetenz). Sie pflegt den Kontakt mit privaten Organisationen, Vermietende und vermittelt bei 

Wohnproblemen. 

 

Bern, 31. Januar 2019 

Erstunterzeichnende: Ursina Anderegg 

Mitunterzeichnende: Regula Bühlmann, Lea Bill, Katharina Gallizzi, Ursina Anderegg, Franziska 

Grossenbacher, Regula Tschanz, Leena Schmitter, Devrim Abbasoglu-Akturan, Seraina Patzen 
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Antwort des Gemeinderats 

 

Die Motion bezieht sich auf die Wohnstrategie mit Massnahmen, die der Gemeinderat am 17. Okto-

ber 2018 verabschiedet hat. Der Stadtrat hat die Wohnstrategie am 4. April 2019 zustimmend zur 

Kenntnis genommen und dazu diverse Planungserklärungen beschlossen. 

 

Der Inhalt der vorliegenden Motion betrifft einen Bereich, der in der Zuständigkeit des Gemeinderats 

liegt. Der Motion kommt deshalb der Charakter einer Richtlinie zu. Sollte die Motion erheblich erklärt 

werden, ist sie für den Gemeinderat nicht bindend. Er hat bei Richtlinienmotionen einen relativ gros-

sen Spielraum hinsichtlich des Grads der Zielerreichung, der einzusetzenden Mittel und der weiteren 

Modalitäten bei der Erfüllung des Auftrags. Zudem bleibt die Entscheidverantwortung beim Gemein-

derat. 

 

Die Arbeiten zur Umsetzung der Massnahmen der Wohnstrategie laufen zurzeit und die Ziele der 

Wohnstrategie werden in den laufenden Arbeiten und Projekten der Stadtverwaltung und des Fonds 

für die Boden- und Wohnbaupolitik berücksichtigt. 

 

Der Gemeinderat teilt die Stossrichtung der Motion, dass das Beratungs- und Vermittlungsangebot 

für Menschen mit Unterstützungsbedarf auf dem Wohnungsmarkt ausgebaut werden soll. Die Um-

setzung soll so rasch wie möglich erfolgen. Entgegen der in der Motion vertretenen Ansicht ist der 

Gemeinderat aber der Meinung, dass vor der Umsetzung einer solchen Massnahme ein Konzept 

erarbeitet werden muss. Die entsprechenden Arbeiten sind angelaufen. Im Konzept müssen einer-

seits die Aufgaben der Beratungsstelle Wohnen klar umschrieben werden und es ist andererseits zu 

klären, wie die bereits bestehenden Angebote sinnvoll eingebunden werden können. Erst danach 

kann die konkrete Umsetzung erfolgen. 

 

Folgen für das Personal und die Finanzen 

Die Kosten einer Beratungsstelle für den Wohnbereich können erst aufgrund der noch vorzuneh-

menden Abklärungen abgeschätzt werden. Bei der Beurteilung der verschiedenen Modelle wird der 

Kostenaspekt aber eine wichtige Rolle spielen. 

 

 

Antrag 

 

Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Motion als Richtlinie erheblich zu erklären. 

 

 

Bern, 3. Juli 2019 

 

 

Der Gemeinderat 

 

 

 


